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B9-0564/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Thema „90 Jahre nach dem 
Holodomor: Anerkennung der Massentötung durch Hunger als Völkermord“
(2022/3001(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen, insbesondere jene vom 23. Oktober 
2008 zu dem Gedenken an den Holodomor, die wissentlich herbeigeführte Hungersnot 
von 1932/1933 in der Ukraine1,

– unter Hinweis auf den Vertrag über die Europäische Union,

– unter Hinweis auf die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention),

– unter Hinweis auf die Konvention der Vereinten Nationen über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermords,

– unter Hinweis auf das ukrainische Gesetz über den Holodomor von 1932/1933 in der 
Ukraine, das am 28. November 2006 angenommen wurde,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Ständigen Vertreters der Ukraine beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen vom 5. Dezember 2018 zum 85. Jahrestag des 
Holodomor in der Ukraine, die von 38 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
unterzeichnet wurde,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ein 
universeller Wert und eines der Grundprinzipien ist, auf denen die Union beruht;

B. in der Erwägung, dass in der Konvention der Vereinten Nationen über die Verhütung 
und Bestrafung des Völkermords eine Reihe von Handlungen unter Strafe gestellt wird, 
die in der Absicht begangen werden, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören, und zwar durch die Tötung von 
Mitgliedern der Gruppe, die Zufügung von schwerem körperlichem oder geistigem 
Schaden an Mitgliedern der Gruppe, die vorsätzliche Unterwerfung der Gruppe unter 
Lebensbedingungen mit dem Ziel, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise 
herbeizuführen, die Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe gerichtet sind, und die gewaltsame Überführung von Kindern der 
Gruppe in eine andere Gruppe; in der Erwägung, dass Völkermord sowohl in Zeiten des 
Krieges als auch in Zeiten des Friedens stattfinden kann;

C. in der Erwägung, dass die Hungersnot des Holodomor von 1932/1933, die Millionen 
von Ukrainern das Leben kostete, vom Regime Stalins vorsätzlich geplant wurde, um 
die Kollektivierung der Landwirtschaft in der Sowjetunion gegen den Willen der 

1 ABl. C 15 E vom 21.1.2010, S. 78.
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ländlichen Bevölkerung in der Ukraine durchzusetzen, den nationalen Widerstand 
gegen die Sowjetmacht zu brechen und die nationale Identität der Ukrainer 
auszulöschen; in der Erwägung, dass 2022 der 90. Jahrestag des Holodomor begangen 
wurde;

D. in der Erwägung, dass die russischen bzw. sowjetischen Machthaber systematisch 
versucht haben, das Rückgrat der unabhängigen ukrainischen Nation mit genozidalen 
Mitteln zu brechen, nämlich mit der wissentlich herbeigeführten Massenhungersnot des 
Holodomor in der Ukraine und ukrainisch besiedelten Gebieten wie dem Kuban-Gebiet, 
sowie für die Deportation und den kulturellen Völkermord an den Krimtataren (mit 
einer geschätzten Opferzahl zwischen 34 000 und 110 000), Massendeportationen von 
Ukrainern und anderen ethnischen Gruppen aus der Ukraine in die Lager des Gulag und 
nach Sibirien (mindestens 600 000 zwischen 1940 und 1953) und die brutale 
Vernichtung der antisowjetischen Widerstandsbewegung (über 155 000 Tote und 
zwischen 130 000 und 200 000 Verhaftete) verantwortlich sind; in der Erwägung, dass 
Putins Russland seinen genozidalen Angriff auf die Ukraine nun auf die gleiche Weise 
führt, auf die schon das Russische Reich konsequent und systematisch gegen das 
ukrainische Volk vorgegangen ist;

E. in der Erwägung, dass die internationale Gemeinschaft die Verbrechen der Sowjetunion 
im 20. Jahrhundert keiner eindeutigen rechtlichen und moralischen Bewertung 
unterzogen hat; in der Erwägung, dass die Verherrlichung der sowjetimperialistischen 
Vergangenheit, bei der das totalitäre kommunistische Regime verharmlost wird und der 
Stalin-Kult in Russland wiederbelebt wurde, inzwischen darin gipfelt, dass das heutige 
Russland zu einem Staat geworden ist, der dem Terrorismus Vorschub leistet und 
terroristische Mittel einsetzt, was gegenwärtig dazu führt, dass sich die entsetzlichen 
Verbrechen gegen das ukrainische Volk nun wiederholen;

F. in der Erwägung, dass das europäische Aufbauwerk auf der Bereitschaft gründet, die 
tragische Geschichte des 20. Jahrhunderts zu bewältigen, und dass es bei dieser 
Bewältigung einer schwierigen Geschichte keineswegs um eine wie auch immer 
geartete Kollektivschuld geht, sondern dass die Bewältigung vielmehr eine stabile 
Grundlage für eine gemeinsame Zukunft in Europa bildet, die auf gemeinsamen Werten 
und der Anerkenntnis gemeinsamer und miteinander verflochtener 
Zukunftsperspektiven beruht; in der Erwägung, dass das Gedenken an Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit in der Geschichte Europas dazu beitragen sollte, dass sich ein 
gemeinsames europäisches Geschichtsbewusstsein herausbildet und die 
Widerstandsfähigkeit demokratischer Gesellschaften gegen Desinformation und 
Propaganda gestärkt wird;

G. in der Erwägung, dass Australien, Estland, Georgien, Irland, Lettland, Litauen, Kanada, 
Kolumbien, Mexiko, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Rumänien, Tschechien, die 
Ukraine und Ungarn sowie die Vereinigten Staaten und der Heilige Stuhl den 
Holodomor als Völkermord anerkennen; in der Erwägung, dass der Deutsche Bundestag 
kürzlich eine Entschließung angenommen hat, in der er diesen Schritt nachvollzieht;

H. in der Erwägung, dass Russland mit seinem unprovozierten, unrechtmäßigen und 
ungerechtfertigten Angriffskrieg gegen die Ukraine einen „Cholodomor“ (Tod durch 
Kälte) begeht – den Versuch, das ukrainische Volk erfrieren zu lassen, indem es die 
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zivile Energie- und Strominfrastruktur der Ukraine vor Beginn des Winters vorsätzlich 
zerstört; in der Erwägung, dass Russland versucht hat, die landwirtschaftliche 
Erzeugung der Ukraine zu zerstören, Getreidesilos ins Visier genommen hat, Häfen 
blockiert und die weltweite Ernährungssicherheit aufs Spiel setzt;

1. erklärt gegenüber der Bevölkerung der Ukraine und insbesondere den letzten 
Überlebenden des Holodomor und den Familien und Verwandten der Opfer, dass es

a) den Holodomor (die wissentlich herbeigeführte Hungersnot von 1932/1933 in der 
Ukraine) als Völkermord am ukrainischen Volk anerkennt, mit dem die 
gesellschaftlichen Grundlagen der ukrainischen Nation, ihre Traditionen, ihre 
Kultur, ihre nationale Identität und ihre Staatlichkeit vernichtet werden sollten;

b) diese Handlungen aufs Schärfste verurteilt, die sich gegen die ukrainische 
Bauernschaft und das ukrainische Volk als Ganzes richteten und durch großflächige 
Vernichtung und durch massive Verletzungen der Menschenrechte und Freiheiten 
gekennzeichnet waren;

c) dem ukrainischen Volk, das diese Tragödie durchlitten hat, sein Mitgefühl 
ausspricht und jenen Menschen seine Ehre erweist, die an den Folgen der 
wissentlich herbeigeführten Hungersnot von 1932/1933 gestorben sind;

d) alle einschlägigen Länder auffordert, ihre Archive zum Holodomor von 1932/1933 
in der Ukraine zu öffnen, damit sämtliche Ursachen und Folgen offengelegt und 
vollständig untersucht und erforscht werden können;

e) alle Länder und internationalen Organisationen, die den Holodomor noch nicht als 
Völkermord anerkannt haben, ersucht, diesen Schritt unverzüglich nachzuholen;

f) das russische Volk auffordert, die imperialistische und verbrecherische Tradition zu 
beenden, die darin besteht, verschiedene Formen des Völkermords zu begehen, was 
mit dem Holodomor begann und mit dem derzeitigen verbrecherischen, 
terroristischen und genozidalen Angriffskrieg und stets mit dem Ziel fortgesetzt 
wird, die ukrainische Nation vollständig zu vernichten;

g) fordert, dass internationaler Druck auf die Russische Föderation als 
Rechtsnachfolgerin der Sowjetunion ausgeübt wird, damit sie den Holodomor nicht 
mehr leugnet und offiziell dafür um Entschuldigung bittet;

h) bekräftigt, dass es wichtig ist, das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu schärfen und 
die Lehren aus diesem Völkermord im Gedächtnis zu behalten, und eine historische 
und rechtliche Bewertung des Holodomor fordert;

i) sämtliche Formen des Totalitarismus und die damit zusammenhängenden 
Verbrechen aufs Schärfste verurteilt; bedauert, dass die Verbrechen des totalitären 
Regimes der Sowjetunion noch nicht völkerrechtlich beurteilt wurden, dass die 
Täter nicht zur Rechenschaft gezogen wurden und dass diese Verbrechen von der 
internationalen Gemeinschaft nie eindeutig verurteilt worden sind; eine rechtliche 
und moralische Bewertung der Diktatur Stalins und des sowjetischen 
kommunistischen Regimes fordert und es als sehr wichtig erachtet, das Bewusstsein 
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zu schärfen, die wissenschaftliche Forschung zu fördern und für die Jugendbildung 
Sorge zu tragen, was von überragender Bedeutung dafür ist, in Europa eine 
gemeinsame Geschichte und ein gemeinsames Gedenken zu schaffen und die 
Widerstandskraft der Gesellschaften Europas gegenüber modernen Bedrohungen 
der Demokratie zu stärken;

2. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
dem Präsidenten, der Regierung und dem Parlament der Ukraine, dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, der Generalsekretärin der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa und der Generalsekretärin des Europarats zu übermitteln.


